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Gemeinde⸗Ordnung .

Erſter Nit e l .

Allgemeine Beſtimmungen .

Ç le

Di gegenwaͤrtig beſtehende Bildung und Zuſammenſetzung
der Gemeinden ift die Grundlage der Gemeinds⸗Eintheilun —

gen des Großherzogthums . Keine Gemeinde Fann fih neu

bilden , umgeſtalten oder aufloſen , als Kraft des Geſetzes⸗

ae DaN

Jede Gemeinde Hat einen beſtimmten umgrenzten

Staatsbezirk , welcher die Gemarkung heißt . Jedes Haug

und jede andere Liegenſchaft muß der Gemarkung einer Ge⸗

meinde angehͤren . Jedoch find diejenigen Waldungen ,

welche bisher keiner Gemeinde zugetheilt waren , mit Ein⸗

flug der zu denſelben gehoͤrenden Hoͤfe, Haͤuſer und Ge—⸗

baͤude , desgleichen einzeln gelegene Hoͤfe, welche bisher ei —

gene Gemarkungen bildeten , wie auch ſolche Strecken Lan⸗
des , welchen die Regierung aus beſondern Gründen die Ei —

genſchaft einer fuͤr ſich beſtehenden Gemarkung beizubehal⸗ i

ten oder anzunehmen geſtattet , nur in Beziehung auf die
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im §. 17 . Nro . I . bis V. einſchließlich , genannten Ge⸗

meindsrechte , mit der Gemarkung einer benachbarten Ge —

meinde zu vereinigen , inſofern nicht eine vollſtaͤndige Bers

einigung mit Zuſtimmung der Betheiligten bewerkſtelligt

werden kann . Sonſt bilden jene Waldungen , Hoͤfe und

Landesſtrecken auch fuͤr die Zukunft eigene Gemarkungen .

— §. 3.

Die Glieder einer Gemeinde werden Gemeindsbuͤrger

genannt . Die dermaligen Orts - und Schutzbuͤrger werden

als Gemeindsbuͤrger beſtaͤtigt.

Jedet Staatsbuͤrger muß fuͤr ſich und ſeine Familie

Mitglied einer Gemeinde ſeyn . Ausgenommen ſind : Stan —

des - und Grundherrn , Staatsdiener , Militaͤr - Perſonen bis

zum Feldwebel , dieſen ausgeſchloſſen , und andere vom

Staat Angeſtellte , Geiſtliche und Schullehrer , ſtandes und

grundherrliche Beamte , und diejenigen , welche vermoͤge be⸗

ſonderer Verwilligung der oberſten Staatsbehoͤrde , auf

Nachweiſung eines von der Verſorgungs - Pflicht der Ge —

meinde unabhaͤngigen Nahrungsſtandes die Ermaͤchtigung

erhalten haben , ſich als bloße Staatsbuͤrger niederzulaſſen ;

desgleichen die Bewohner der F. 2. gedachten Waldungen
und Höfe , vorbehaltlich der dort ausgeſprochenen polizei⸗
lichen Zutheilungen . Heimathsloſe , die einer Gemeinde zit -

gewieſen werden , ſind unter der obigen Regel nicht be⸗

griffen.
F. . 4

Die Rechte aller Gemeindsglieder , als ſolcher , ſind

gleich , wenn nicht dieſes Geſetz , oder in Betreff der Ge⸗
meinds - Nutzungen , beſondere Rechtstitel eine Ausnahme —
feſtſetzen .
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Yn den Orten , in welhen eg bisher in Beziehung auf

die Gemeinds- Nutzungen Cder Buͤrgergenuß ) vecſchiedene

Klaſſen von Buͤrgern gegeben hat , behaͤlt es , was dieſe

Verſchiedenheit der Klaſſen betrifft , bei den bisherigen Rech —

ten und Gerechtigkeiten ſein Bewenden . Wo ein ſolcher

Klaſſen⸗Unterſchied nicht ſchon beſteht , kann er nicht einge —

fuͤhrt werden , wo er beſteht , kann er durch einen , von zwei

Drittheil der in Beziehung auf den Buͤrgergenuß bevorrech —

teten Buͤrger , gefaßten Beſchluß , aufgehoben werden .

SaNi Te

Man kann in mehreren Orten zugleich Buͤrger ſeyn ,

nicht aber an mehreren Orten zugleich die politiſchen Rechte
eines Gemeinde - Buͤrgers Calſo das Stimmrecht in der Gez

meinde - Verſammlung , das Recht bei Beſetzung der Gez

meinde⸗Stellen zu waͤhlen oder gewaͤhlt zu werden ) augs

uͤben . Dieſe Rechte kann ein Bürger nur in der Gemeinde

ausüben , in deren Gemarkung er ſeinen Wohnſitz hat . Im

uͤbrigen iſt das Gemeindebuͤrgerrecht und deſſen Ausuͤbung
von dem Wohnſitze unabhaͤngig .

Die Kinder der Staatsdiener , der Militaͤrperſonen bis

zum Feldwebel , dieſen ausgeſchloſſen , anderer Angeſtellten ,

der ſtandes - und grundherrlichen Beamten , der Geiſtlichen

und Schullehrer haben , bis daß ue in einem Orte das Buͤr⸗

gerrecht angetreten , in allen jenen Gemeinden , in welchen

der Vater angeſtellt war , oder ſich als Penſioniſt niederge⸗

laſſen hat , einen geſetzlichen Anſpruch auf das Buͤrgerrecht.
Die Kinder der Zollgardiſten haben gleiche Anſpruͤche , jedoch

nur in dem Orte , wo ihr Vater zuletzt angeſtellt war .



——$$
| j

Bweiter Titel .

Kpertſ und Verluſt des

Rechtes .

§ . 9 .

Das Gemeindebuͤrger- Recht wird erworben⸗

a. Durch Geburt .

b . Durch Verleihung von Seiten der Gemeinde .

Frauen , welche die geſetzliche Eigenſchaften haben , er⸗

Jangen das Buͤrgerrecht in der Gemeinde ihres Mannes .

Das von dem Vater erworbene Buͤrgerrecht kommt auch

denen ehelichen oder ehelich gemachten Kindern , welche die

Volljaͤhrigkeit noch nicht erreicht haben , und nicht gewalts -

entlaſſen ſind , zu gut . Die Volljaͤhrigen oder gewaltsent —

laſſenen Kinder aber , behalten ihre vorige Buͤrgerrechts —
Verhaͤltniſſe . Uneheliche Kinder folgen , fo lange fie minz

derjaͤhrig ſind , dem Stande der Mutter , find fie aber voll -

jaͤhrig oder gewaltsentlaſſen , fo behalten fie ihre povigor
ON EEE AVOLAR :

§. 10 .

Der Antritt des angebornen Gemeindebuͤrger - Rechts
erfordert :

a. Das zurüͤckgelegte aite Lebensjahr.
b. Den Beſitz eines Nahrungszweigs oder eines eebens⸗

berufs , welcher dem eintretenden Buͤrger ſeinen Unter⸗

halt zu gewaͤhren , geeignet iſt .

Beruht der Nahrungs - Zweig oder Lebensberuf auf ei —

nem Handwerke , einer Kunſt oder einem ſonſtigen Gewerbs —⸗

E
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trieb , welche eigene Fertigkeiten und Ausbildungen voraus⸗

ſetzen , ſo muß ſich uͤber die Befaͤhigung darinn , nach den

Vorſchriften der hieruͤber beſtehenden Geſetze , ausgewieſen

werden ,

§. 11 .

Das nicht angeborne Gemeindebuͤrgerrecht kann nicht

erworben werden :

a. Von Auslaͤndern , ſo lange ſie nicht von der Staats —

Behöoͤrde das Indigenat erlangt haben , und

b . Von den Iſraeliten in ſolchen Orten , wo bisher noch

keine derſelben angeſeſſen ſind . Aber auh in jenen

Gemeinden , in welchen bereits Iſraeliten angeſeſſen

find , fann die Annahme zum Burger von der Ge⸗

meinde oder von der Staatsbehoͤrde nur denjenigen

Iſraeliten verwilligt werden , welche die in denen hie⸗

ruͤber beſtehenden beſondern Geſetzen beſtimmten Eigen⸗

ſchaften haben .

§. 12 .

Das nicht angeborne Buͤrgerrecht kann von der Ge⸗

meinde , und nah Vernehmung der Gemeinde , von ter

Staats⸗Behoͤrde nur denen ertheilt werden , welche

a. volljaͤhrig oder gewaltsentlaſſen ſind ,

b. einen beſtimmten Nahrungszweig ,

c. guten Leumuth haben .

Auch ſollen diejenigen , welche ſich um das Buͤrger⸗

recht bewerben , ein hinreichendes . Einbringen nachweiſen ,

welches

fuͤr Frauensperſonen in Staͤdten unter 2000 .

Einwohner , und in Landgemeinden 100 fl .

in Staͤdten uͤber 2000 Einwohner 150 fl .



fuͤr Mannsperſonen
NEE Ga E E T T D RE At gogi ,
im zweiten Gal S SE A RCS O

6o00 fl .

betragen mug . Jedoch kann in beſondern Faͤllen das Buͤr⸗
gerrecht ſowohl von der Staatsbehoͤrde , als von der Gez

meinde , auch an ſolche Perſonen verliehen werden , welche
dieſes geſetzliche Einbringen gar nicht , oder nur Ca Tpi
beſitzen .

In grundherrlichen Orten muf mit dem

Grundherrn über die Annahme neuer Ge

meindsbuͤrger , welche kein angebornes Buͤr⸗

gerrecht haben , Ruͤckſprache genommen , unb
wenn er Einwendungen macht , der Ausſpruch
der Höheren Behörde eingeholt werden

p“
§. &R

Bei Berechnung des Einbringens , kann das blos zu

hoffende noch nicht angefallene Vermögen , nur zur Haͤlfte
in Anſchlag gebracht werden .

Das Mobiliar - Vermoͤgen , kann zwar in Aufrechnung
genommen werden , jedoch mit Ausſchluß aller Kleidungsſtuͤcke .

Wegen vorhandener Kinder , bedarf es keiner beſondern

Vermoͤgens⸗Nachweiſung.
Bei Ehegatten , welche das iena nach⸗

ſuchen , muß das beſtimmte Einhringen fùr jeden Theil be⸗

fones berechnet werten
§. 14 . IA

Renn eine Manngyerfon in Gemeinden , wo Bürgers
genuß ſtatt hat , in die hierzu berechtigte erſte Klaſſe aufge —
nommen werden will , ſo muß ſie , wenn nicht der Bür —

gergenuß , nacch verſchiedenen Graden , auf dem

SSR
S
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Beſitz einer beſtimmten Liegenſchaft , als ding⸗

liches Recht beruht , wo alsdann eine ſolche vor⸗

erſt erworben werden muß , nebſt den uͤbrigen Erfor⸗

derniſſen das Dreifache des im §. 12 . feſtgeſetzten Einbrin⸗

gens nachwekſen, und den fuͤnffachen Betrag eines , nach

zehnjaͤhrigem Durchſchnitt berechneten Jahrgenuſſes einwerfen .

In Beziehung auf Buͤrgerrechts Antritt , Vereheli⸗

Hung und StaatsErmaͤchtigung treten in Gemeinden , wo

Büurgergenuß iſt , folgende Beſtimmungen ein :

ateng . Bei Bürger < Antritt ſind vorerſt die allgemeine

Beſtimmungen maaßgebend , daß die Kinder dem
ZD{x

T

T

) ż

4

Stande der Eltern, die Grauen dem Stande der Mån :

ner folgen . Iſt der Verlobte einer Buͤrgerstochter erz

ſter Klaſſe , Buͤrger der zweiten Klaſſe , ſo muß er in

die erſte Klaſſe aufgenommen werden , wenn er die

hiezu erforderlichen geſetzlichen Eigenſchaften beſitzt ,
und den oben aufgefuͤhrten Bedingungen genuͤgt; ſonſt

folgt die Verlobte ihrem Ehemann in die zweite Klaſſe .

ztens . Wird zum Behuf der Verehelichung , das Buͤrger⸗

recht von einer fremden Frauensperſon nachgeſucht , ſo

bleibt es bei den Bedingungen des §. 12 . und ſie folgt

bem Stande ihres Verlobten , ohne Unterſcheidung .

Sucht eine fremde Mannsperſon , um das Buͤrgerrecht

zum Behufe der Verehelichung mit einer Buͤrgerin er⸗

fer Klaſſe an , und leiſtet er obiger Beſtimmung Ge⸗

nuͤge, ſo muß er von der Gemeinde angenommen wer⸗

den , es ſey nun durch ihre einfache Einwilligung , oder ,

im Fall ihrer Weigerung , durch Einſchreiten der Staats⸗

Behoͤrden . Wo die Buͤrger - Annahme erſter Klaſſe ,

nicht zum Behufe einer Verehelichung nachgeſucht wird ,

ſteht es der Gemeinde , ſo wie den Staats⸗Behoͤrden

frei , ihn anzunehmen oder nicht ; doch ſind letztere an

die oben aufgeſtellten Grundſaͤtze gebunden .
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§. 15 .

Wer das Buͤrgerrecht antritt , iſt ſchuldig , die einge 4

fuͤhrten oder mit Genehmigung der Regierung einzufuͤhren—
den Gebuͤhren in die Gemeindskaſſe zu bezahlen .

§. 16 .

Das Gemeinde - Buͤrgerrecht geht verloren : durch den

Verluſt des Staatsbürgerrechts . Die Beſtimmungen des

buͤrgerlichen Geſetzbuches uͤber den buͤrgerlichen Tod und

ſeine Rechtswirkungen bleiben bei Kraͤften. Jedoch Fann

der buͤrgerlich Todte an dem Orte , wo er ein Buͤrgerrecht

hatte, ſich aufhalten , durch Arbeit erwerben , und auf Ung

terſtuͤtzung aus Mitteln machen.

Oritter Titel .

Rehte, Befugniffe und Pflichten der

Gemeinden .

§. 17 .

Die Gemeinden uͤben in ihren Gemarkungen folgende

Rechten und Pflichten aus :

I . Die Verkuͤndung und den Vollzug der Geſetze , Verord —

nrungen und hoͤhere Weiſungen , mit denen in den 9. §.

18 und 19 nachfolgenden Beſtimmungen .

II . In Bezug auf die Polizey - Gewalt , unbeſchadet

jedoch der den Grundherrn in dem Umfang

ihrer Schlößer , Wohnungen und Zubehoͤrde

eingeräumten niedern Polizey , wornach

fie , untergeordnet unter die amtliche Di⸗

ſtrikts⸗Polizey , und mit Vorbehalt des Re⸗

curſes an die obere Polizey - Behoͤrde , kleine

in dieſem Umfang begangene Frevel mit
Geldſtrafen belegen koͤnnen :

—
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itens . Die Sicherheits - Polizeth , und die Aufſtellung

115
deg dazu erforderlichen Perſonals .

en⸗
atens . Die Markt⸗Polizey , mit allen damit verbun⸗

denen Vortheilen und Laſten ; jedoch unbeſchadet

der , auf einem beſondern Titel ruhenden An —

den ſpruͤche des Staats oder anderer auf dieſe Vor⸗

des theile , einſchließlich der damit verknuͤpften Laſten .

ind
ztens . Die Gewerbs - Polizey , nach Maaßgabe der

w f hieruͤber beſtehenden Geſetze .

lne ateng . Die Feld - und niedere Wald - Polizey , und bie
i

Anſtellung des dazu erforderlichen Perſonals , mit

Ausnahme der Förſter und ihrer Ge⸗

huͤlfen , ſoferne nicht die Bedingung

des G. 64 vorliegt . Ebenſo mit Ausnahme

der in §. 2 gedachten Hoͤfe und Waldungen . Die

Thätigung der Waldfrevel ſteht ihnen

nicht zu , die Orts - Vorſtaͤnde haben

aber ſolchen anzuwohnen .

tbe stens . Die Geſundheits - Polizey .

6tens . Die Armen⸗Polizey , gemeinſchaftlich mit den

rò ; Ort < Geiftlihen .

§. ztens . Die Kirchen - Polizey , und die Aufſicht uͤber

die Ortsſchulen mit den Ortsgeiſtlichen , jedoch

et nach Maaßgabe der Kirchenſatzungen und Kir⸗

ng Henzund Shul z Ordnungen ,
7

de gtens . Die Bau - und Straßen - Polizey .

ıh otens . Die Feuer⸗Polizey und Aufſicht auf Löſchge —
Jiz raͤthſchaften .
tez lotens . Die Geſinde - Polizey .

i HI . Jn Bezug auf Rechts⸗Polizey :

itens . Die Aufſicht auf Waiſen und andere unter



Vormundſchaft oder Pflegſchaft ſtehende Perſo —

nen , und die Aufſicht auf die Verwaltung des

Vermoͤgens ſolcherPerſonen .
ateng . Die Fuͤhrung und Aufbewahrung der Grund⸗

buͤcher , Unterpfandsbuͤcher , Kauf - Protocolle und

Contractenbücher , und die Ausſtellung der Aus —

T zuͤge aus denſelben .

zZtens . Die Vornahme urkundlicher Abſchaͤtzungen
und der obrigkeitlich angeordneten , oder von Pri⸗

vatperſonen verlangten Verſteigerungen . “

atens. Die Vornahme der Obſignationen an Orten ,

wo weder Amtsreviſoren noch Thei⸗

lungs - Commiſſaͤre ihren Wohnſitz has

ben , und mit Ausnahme der Sterb⸗

faͤlle von Grundherrn .
? Ia In Bezug auf bürgerliche Rechts z Pflege :

itens . Soweit nicht nach dem Edict von

1812 Regierungs⸗Blatt Nro . XIV .

ein privilegirter Gerichtsſtand ein⸗

tritt , die definitive Entſcheidung in allen Strei⸗

tigkeiten , welche ben Betrag von 5fl . in den

Landgemeinden , und 15 fl . in den Stadt - Gemein⸗

den nicht uͤberſteigen , mit Vorbehalt des

Recurſes an das Bezirksamt . Dieſer

Recurs iſt inerhalb3 Tagen anzuzei⸗

gen , und innerhalb 7Tagen auszufüh —

Crin Bei Verſäͤumung der Anzeige⸗

Friſt iſt das Erkenntniß rechtskraͤftig .

ateng . Das Recht und die Pflicht der Vermittlung

in allen buͤrgerlichen Faret of das An⸗

yk ſuchen des Klaͤgers .
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V . In Bezug auf Strafrecht :

itens . Die Gemeinden erkennen durch ihre Gemeinderaͤthe

auf folgende polizeiliche Strafen , es mag die Hand —

lung durch ein Geſetz , oder durch eine polizeiliche Vor —

ſchrift fuͤr ſtraf bar erklaͤrt worden ſeyn :

a. Auf Geldſtrafen , big zum Betrage von 2fl . auf

dem Lande , und 5fl . in den Staͤdten .

b. Buͤrgerliches Gefaͤngniß bis zur Dauer von 48

Stunden .

c . Oeffentliche , der Ehre nicht nachtheilige Arbeit ,

bis auf die Dauer von 2 Tagen .

Alle uͤbrigen und insbeſondere alle die Ehre verletzen⸗

den Strafen , ſind den Gemeinden verboten .

ztens . Das Recht der Gemeinden , die obige Strafen zu

erkennen , erſtreckt ſich nicht auf Standes - und Grund⸗

herrn , patentiſirte Staatsdiener in ihren Amtsbezirken
und Ortsgeiſtliche , und nicht auf die Familien derſel⸗

ben , auch nicht auf wirklich angeſtellte Schullehrer

und ihre Ehe - Weiber , desgleichen nicht auf diejenigen ,

welche einen beſondern Gerichtsſtand haben .

Jedoch polizeiliche Strafen , welche fuͤr gewiſſe Uebers

tretungsfaͤlle ſchon voraus geſetzlich ausgeſprochen ſind ,

haben die Ortsbehoͤrden gegen jeden Uebertreter zu . ⸗

kennen , und ausgenommen , gegen die unmittelb er

vorgeſetzten , zu vollziehen .

Ueber dergleichen Uebertritte der Stan⸗

des - und Grundherrn , innerhalb der Stan⸗

des⸗ und Grundherrſchaft , iſt nach erhobe⸗

ner ſchriftlicher Erlaͤuterung , der Mittel⸗

ſtelle die Entſcheidung vorbehalten .

Ztens . Von den Erkenntniſſen des Gemeinderaths findet



der Recurs an die Bezirksaͤmter , mit einhaltender⸗
Wirkung , ſtatt .

itens . Der Gemeinderath iſt berechtigt und EPP
' entdeckte Verbrecher und Verdaͤchtige auf friſcher That

zu verhaften , Haus - Viſitationen vorzunehmen , und

ſoweit es mit der Pflicht der Erhaltung
der Menſchen , auch dem oͤffentlichen An⸗ i

ſtande vereinbar iſt , beſonders bei ſchwe⸗
ren peinlichen Fällen , dafür zu ſorgen ,
daß bis zur Ankunft des Gerichts ſo wenig
als moͤglich , an denen aͤußeren Thatum⸗

ſtaͤnden , wie ſie ſich zur Zeit des begange⸗
nen Verbrechens , oder bei der Hinzukunft

befanden , veraͤndert werde.
VI . Das Recht ein eigenes Siegel zu fuͤhren, und damit

die in den Wirkungskreis des Gemeinderaths gehöri⸗
gen Urkunden und deren Aſchrifien zu beglaubigen .

VII . Verwaltungs⸗ Recht .

Die Verwaltung des Gemeinde⸗Vermbgens und des

Vermoͤgens derjenigen Stiftungen und Fonds , welche

auf den Umfang der Gemeinde beſchraͤnkt ſind , und

nicht einem Religionstheil ausſchließlich gehoͤren, die

geſetzliche Verwendung des Vermoͤgens , die Sorg⸗
fuͤr die Stellung und Abhoͤr der Rechnungen .

Die in vorſtehendem § . unter I . bis VI . aufgefuͤhrten
Rechte und Pflichten uͤber die Gemeiden im Namen und

aus Mofas der

§. 18 .

Die Gemeindsbehorden ſind dem Bezirksamt unterge⸗
ordnet ; ſie muͤſſen den Weiſungen derletztern Folge leiſten ,

F



15

und zwar in eilenden und Nothfaͤllen, welche aber in den

bezirksamtlichen Weiſungen ausdruͤcklich , als ſolche , ange⸗

geben werden muͤſſen , unbedingt und ſogleich , ohne daß der

Vollzug durch Recurs - Anmeldung oder Gegenvorſtellung ge⸗

hemmt werden kann ; nach dem Vollzug aber ſteht der Ge⸗—
meinde die Beſchwerde an die höͤhere Behörde frei . In an

dern als eilenden und Nothfaͤllen , ſind die Gemeindsbehör⸗
den entweder zur unbedingten Befolgung , oder zur Gegen⸗

vorſtellung , oder zur Recurs - Ergreifung verbunden , und

das eine oder das andere muß beſtimmt geſchehen, bei Ver⸗

meidung von Strafe , 3 in Verweißen oder Geldbußen
beſtehen kann . ARA ra

§. 19. k

Die Gemeinds⸗Behöoͤrden tben die ihnen i bieſem
Geſetze verliehenen Rechte äus, ohne Einmiſchung bes Bez

zirksamts . Dem Bezirksamt ſteht aber die unmittelbare

Aufſicht iber bie Amtsverwaltung des Buͤrgerweiſters und

Gemeinderaths, und die Entſcheidung in Recursfaͤllen zu.
Wenn Zweifel uͤber die Auslegung eines Geſetzes oder einer

Weiſung entſtehen , ſo hat ſich der Gemeinderath zur Beſei⸗
tigung derſelben an das Bezirksamt zu wenden ; letzteres iſt

auch berechtigt , wenn Faͤlle dieſer Art zu ſeiner Kenntniß kom⸗

men , von Amtswegen dem Gemeinderath die noͤthigen Be⸗

lehrungen zu geben .

Viertet Zitek

Von dem Gemeinderath .

§ 20 .

Die Gemeinde uͤbt ihre Rechte aus , entweder durch
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den Gemeinderath, oder durch dieſen und den Ausſchuß , oder

burm die Gemeinde z
Waſchtimkaus :

S ai .

Der Gemeinderath beſteht aus einem Vorſteher und

den Gemeinderaͤthen . Der Vorſteher heißt Buͤrgermeiſter .

§. 22.

Die Baht. ber Mitglieder deg Gemeindergthe ſoll auſſer

dem Buͤrgermeiſter viot Anleke
drei , und iche uͤber zwoͤlf

ſeyn .

Die Beſtimmungen welche in 70 Mitte liegen , ſollen

ſich nach den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen unb nach dem Vor⸗

ſchlag der Gemeinde sichten ,
'

N23 ; Hy

Die Mitglieder des Gemeinderaths werden von sei ;

emra omi Wahl ernannt. i

Se 24e .

doek find alle
§. 25 .

910 ſind alle Gemeindsbuͤrger hnitie9inane,
2

Ausgenommen ſind :

a . Die Soldaten im activen Dienſt.

b , Minderiährige und Entmuͤndigte .

c. Diejenigen , welche mit einem Milgliede des Gemeine

deraths in aufſteigender Linie , oder im erſten oder

zweiten Grade der Seitenlinien verwandt oder ver⸗

ſchwaͤgert ſind . Hiernach koͤnnen Vater und Sohn,
Großvater
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Großvater und Enkel , Schwiegervater und Tochter —

mann , Groß⸗Schwiegervater und Enkelmann , Bruder
und Schwager nicht zu gleicher Beit im Rathe fiken, h

Ebenſo auch nicht die Ehemaͤnner der noch lebenden |

Schweſtern.
d. Alle in Gant Getalheneh ſo ferne fie vom Gantrich⸗

ter fuͤr ſchuldig und ſtrafbar erklaͤrt , und nicht wieder
in

der Folge befaͤhigt worden .

e. Alle des Leſens und Schreibens Unkundige .

f . Wirkliche Staatsdiener , ſtandes und grundherrliche
Beamte , Ortsgeiſtliche und Schullehrer ſind waͤhlbar, ; al

muͤſſen aber ihren Dienſt niederlegen , wenn ſie bie
Wahl annehmen wollen .

F. 26.

Der Buͤrgermeiſter wird von der Gemeinde in der Art ;

gewaͤhlt, daß dieſelbe 3 Buͤrger vorſchlaͤgt , von welchen

denn die Staats - Behoͤrde einen zum Buͤrgermeiſter ernennt : i

In den grundherrlich ehemals Reichs unmit “

telbaren Orten , hat , wo der Grundherr vor Boo f

das Recht ausuͤbte , den Vogt zu ſetzen , derſelbe

aus denen 3 vorgeſchlagenen Kandidaten auf

Zuſtellung deg Wahlprotocolls einen zur Be⸗

ſtaͤtigung als W in Vorſchlag zu H

bringen

Sn dehen vormals niht Reichs unmittel⸗

baren Orten , hat der Grundherr die Befugniß

gegen cinen oder den andern der 3 Gewaͤhlten

Einwendungen zu machen , uͤber welche , wenn

die Gemeinde auf der Wahl beharrt , die hoͤ⸗

here Stelle entſcheidet.
B
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S . 27.
Zur Wahl des Sgene berechügt,

i

find alle Ge⸗

meindebuͤrger . Waͤhlbar ſind alle Gemeindeburger, welche
zu Mitgliedern des Gemeinderaths erwaͤhlt werden koͤnnen ,
und das 25ſte Alters - Jahr zuruͤckgelegt haben . Diejenigen ,
welche das Wirthſchaftsgewerbe treiben , ſollen in der Regel

. niht , fondern nur aus dringenden Gruͤnden , durch Diſpen⸗
fation der SragreNe

PAREA zum Splat,
gen Fonnen ,

§. 28 .

Die Verbindlichkeit , das Amt des Burger⸗
meiſters zu fuͤhren , dauert ſechs Jahre . Es kann

aber bis zum ſechszigſten Lebensjaht fortge⸗
fuͤhrt werden , wenn von ſechs zu ſechs weitern
Jahren die Beſtaͤtigung der Regierung erfolgt

Das Amt der Mitglieder des Gemeinderaths dauert

ſechs Jahre , jedoch iſt der Austretende wieder waͤhlbar .
Der Gemeinderath erneuert ſich alle 2 Jahre zu einem

Drittheil .
$

§. 29 .

Jeder Gewaͤhlte , ſeye es als Buͤrgermeiſter oder Ge—⸗

meinderath , iſt verbunden , die auf ihn gefallene Wahl an⸗

zunehmen .

Ausgenommen ſind , und koͤnnen nicht als

Buͤrgermeiſter gewaͤhlt werden .

Alle , die das vier und fänfzigſte Jahr pe
reits uͤberſchritten haben .

Ablehnen koͤnnen die , auf ſie gefallene Wahl , als

Buͤrgermeiſter wie als Gemeinde - Raͤthe .

Diejenige Buͤrger, welche das Buͤrgermeiſteramt ſchon
inmal durch 6 Jahre bekleidet Yaben .
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Auch kann die Wahl zum Gemeinde - Rath von de⸗

nen abgelehnt werden , welche das boſte Lebens⸗

jahr zuruͤckgelegt haben .

Diejenige Buͤrger , welche die Stelle eines Gemeinde—
rathes ſchon einmal durch die ordentliche Zeit von

ſechs Jahren , oder doch wenigſtens als Erſatzmaͤnner
durch drei Jahre bekleidet haben , ſind erſt nach Ver⸗

fluß von 6 Jahren ſchuldig , eine wieder auf ſie ge⸗

fallene Wahl zum Gemeinderath anzunehmen .

Diejenigen Burger , bei welchen andere wichtige Ent

ſchuldigungs - Gruͤnde vorhanden ſind , koͤnnen die auf

ſie gefallene Wahl ablehnen , wenn der Gemeinderath
und der Ausſchuß bei ihren Pflichten , die Wahrheit
und Erheblichkeit dieſer EniſchuldigungsGrüͤnde be —

ſtaͤigen . Wenn der Gewäaͤhlte eine Freilaſſung an⸗

ſpricht , und ihm dieſelbe von der Gemeinde nicht be —

willigt wird , ſo kann er den Recurs an die Staats⸗
ergreifen.

§. 30 .

Der Gemeinderath und beffen einzelne Mitglieder ,
find der Gemeinde nach den allgemeinen Vorſchriften der

buͤrgerlichen Geſetze verantwortlich , inſofern nicht die Ge⸗

ſetze eine beſondere Verantwortlichkeit feſtſetzen .

§. 31 .

Bürgermeifter; Gemeinderaͤthe , Rathsſchreiber und

Verrechner , koͤnnen in Verwaltungswegen von ihren Aem⸗

tern ſuſpendirt werden .

itens . Wenn ſich bei einer Unterſuchung nahe Verdachts —

Gruͤnde eines ſolchen Vergehens an Tag legen , das ,

wenn es erwieſen waͤre, die Dienſtentlaſſung oder Ent⸗

fekung zur Folge haͤtte,
B 2
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ateng , Wenn die Unterſuchung durch die fernere Dienſt⸗ —

ſchwert wuͤrde .

ueber die Suſpendirung in Verwaltungswegen erkennen

die adminiſtrative Mittelſtellen , mit Vorbehalt des Recur⸗

ſes an die
hobere CENTEO

§. 32 .

Yud die Dienſtentlaſſung der Büöthiltpeiler, Gemein⸗
deraͤthe , Gemeindsverrechner und Rathsſchreiber gegen ihs
ren Willen , kann in Verwaltungswegen von der Admini⸗

ſtrativ⸗ Mittelſtelle erkannt werden :

1. Bei erwieſener Dienſtunfaͤhigkeit .

2 . Bei einer bis zur Unverbeſſerlichkeit ſteigenden Dienſt⸗

Nachläßigkeit.
3 . Bei einem fo unſittlichen Viteagen⸗ daß dadurch die

oͤffentliche Achtung in der Gemeiñde verloren get ,

4 . Wegen ſtraͤflicher im Dienſte veruͤbter Willkuͤrlichkei⸗

ten . Eignen ſich dieſelben zur peinlichen Unterſu⸗

chung , ſo findet dieſe ſtatt .

5 . Bei zerruͤtteten Vermoͤgens Verhaͤltniſſen .
6 . Bei beharrlichem Ungehorſam gegen guͤltige Anordnun⸗

gen der vorgeſetzten Behoͤrden.

7. Wenn ſie waͤhrend ihrer Dienſtfuͤhrung , wegen eines

peinlichen Vergehens oder Ehebruchs verurtheilt wur —

den , oder eine die oͤffentliche Achtung ihnen entziehende
polizeyliche Strafe erlitten haben .

8. Aus andern erheblichen Gruͤnden , welche aber nach

gepflogener Unterſuchung , von der die Entlaſſung aus⸗

fuͤhrung des Angeſchuldigten verhindert , oder ſehr er ,

ſprechenden Staatsbehoͤrde , jedesmal ſpeziell , und

—

—
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deraths , und bringt die Beſchluͤſſe deſſelben zum Vollzug .

Y
i

i 21

ſchriftlich der Gemeinde und dem Entlaſſenen eroͤffnet

werden muͤſſen .

Gegen jede Dienſtentlaſſung kann von icat Entlaſſenen

und von der Gemeinde der Recurs an die höhere Staats⸗

behoͤrde ergriffen werden .

. 23 .

Ehe auf Dienſtentlaſſung erkannt werden kann, müſ — i
fen folgende Beſſerungs „Verſuche vorhergehen .

|

a . Muͤndliche Verweiſe . |
b . Conſtituirung zu Protokoll mit verſonlichem

Verweis .

G. Androhung⸗zur Entlaſſung -
Das Bezirksamt hat dieſe Beſſerungs⸗Verſuche nach

vorhergegangener Vernehmung des Betheiligten anzuwenden,
und uͤber jeden Vorgang ein befonderes Prtocoll zu fuͤhren .

a e Faͤllen 3 und 4 des §. 32 kann , und in den Faͤllen

5 , 7 , ſoll die Entlaſſung PEN torrkgnar
Beſſerungs⸗

Saw erfolgen .

§. 34: H j

Der Buͤrgermeiſter fuͤr ſich allein asiha und verz

kuͤndet die Geſetze , Verordnungen und Weiſungen der Staats⸗

Behoͤrden, und bringt dieſelben zum Vollzug . Er unterzeich⸗

net alle an die Staatsbehorden zu erſtattenden Berichte ,

und alle vom Gemeinderath ausgehenden ſchriftlichen Erlaſſe .

Er fuͤhrt den Vorſitz in der Berſammlung des Gemein⸗

Er ruft die Gemeindeverfammlung zuſammen , und⸗ i

leitet die Verhandlungen derſelben . x ;
; }

Er hat bei Stimmengleichheit im TET und
“ R

bei der Gemeinds⸗ Verfammlung entſcheidende Stimme .
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Das niedere Dienſt⸗ A Polizey⸗ EONA ſieht
un⸗

ter feinen Befehlen .

§. 35.
Wenn der A o auf laͤngere Beit abivefend

oder krank iſt , fo waͤhlt der Gemeinderath , fuͤr die Dauer
der EU e einen Stellvertreter aus ſeiner Mitte .

Wenn der Buͤrgermeiſter mit Tod abgeht , oder das

Amt ſonſt erledigt wird , ſo waͤhlt der Gemeinderath eines

ſeiner Mitglieder , welches die Stelle bis zur Wiederbeſe⸗

kung verſieht .

Der von dem Gemeinderath erwaͤhlte Stellvertreter

bedarf der
Peftåtigung,des Bezirksamts.

§. 36,
4 3 Der Ne . beſorgt alle Arain der

Gemeinde , welche niht an die Beſchluſſe der Gemeinde⸗

Verſammlung oder an die Mitwirkung des Wifgäts ge⸗
bunden ſind .

Er hat die Gimel vor Gericht und vor den Bers

waltungsſtellen zu vertreten.
Er waͤhlt und bevollmaͤchtigt die Rechtsanwaͤlde zu

allen gerichtlichenVerhandlungen .
Er autoriſirt dieienigen, welchen ein angebornes Buͤr⸗

gerrecht zuſteht , zu deſſen Antritt ,

Er uͤbt die den Gemeinden zuſtehenden idie StyPo⸗
lizey Verwaltung , der Rechts⸗ Polizey , der buͤrgerlichen

Rechtspflege, des Strafrechts .

Er ernennt das ſaͤmmtliche untere Perſonale fuͤr den

Dienſt des Gemeinderaths , und fúr die Orts - Feld⸗ und
Wald Polizey .
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§. 37.

‘ Unter Mitwirkung des Gemeinde - Ausſchuſſes beſorgt

der Gemeinderath die Verleihung nicht angebornen Buͤrger⸗

rechts . Ebenſo verwaltet er mit demſelben das Gemeinds —

Vermoͤgen nach den unter dem Tite V. §. 47 , 46 , 49 vor⸗

kommenden naͤhern Beſtimmungen . Die Verwaltung der

Ort : Stiftungen , foweit fie den Gemeinden zukommt , wird

nach den beſtehenden Geſetzen durch beſondere Stiftungs oder
Verwaltungs - Raͤthe beſorgt ,

§ 38.

Die Stellen eines Burgermeiſters und Gemeinderaths

ſind Ehrenſtellen .

Jedoch erhalten die Bürgermeiſter fuͤr

auswärtige Verrichtungen , ſo wie in Parthie⸗
Sachen die taxordnungsmaßige Gebühren , und

da wo es hergebracht iſt , oder von der Gemein⸗

de , mit Zuſtimmung der Staats Behoͤrde be⸗

ſchloſſen wird , einen ſtaͤndigen Gehalt .

Die Mitglieder des Gemeinderathes erhalten keinen

Gehalt , ſondern nur fuͤr ihre Verrichtungen außerhalb

des Wohnorts , die taxordnungsmaͤßlgen Gebuͤhren . Wird

ihnen aber die Beſorgung , eines oder des andern Zweigs

der niedern Orts⸗Polizey als beſonderer Nebendienſt uͤber⸗

tragen , fo koͤnnen ihnen von dem Gemeinderath , nach Zu⸗

ſtimmung des Ausſchuſſes und der Gemeinde , mit amtli⸗

cher Genehmigung , ſtaͤndige Gehalte dafuͤr ausgeſetzt werden⸗

§. 39.

Der Gemeinderechner wird von der Gemeinde aus den

Bürgern auf 6 Jahre , wie der Buͤrgermeiſter gewaͤhlt.

Nach Ablauf dieſer 6 Jahre iſt er wieder waͤhlbar . Er
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darf kein Wirth und kein Handelsmann mit offenem Laden

ſeyn ; jedoch kann die Staatsbehoͤrde aus beſondern Gruͤn—
den Diſpenſation ertheilen , wenn ztel der Stimmen auf
eine ſolche Perſon gefallen ſind . Er erhaͤlt einen ſtaͤndigen

Gehalt , und fuͤr auswaͤrtige Verrechnungen die tanordnungs⸗
maͤßige Gebuͤhren .

§. 40 .

Jede Gemeinde Hat ihren Rathsſchreiber , deſſen Obli⸗
genheit die Schreiberey - Geſchaͤfte überhaupt , und dann

ins⸗

beſondere die Fuͤhrung der Protocolle des Gemeinderaths ,
die Ausfertigungen aus denſelben , ſo wie die Fuͤhrung der
Grund ? Unterpfandg s und Kontraktenbuͤcher , letztere jedoch
unter unmittelbarer Aufſicht und Leitung des Buͤrgermei —

fiers, iſt . Er wird von dem Gemeinderath auf 6 Jahre

gewaͤhlt, und erhaͤlt einen ſtaͤndigen Gehalt . Fuͤr amtliche
Verrichtungen in Privat - Angelegenheiten aber , bezieht der⸗
ſelbe die taxordnungsmaͤßigenGebuͤhren .

§. Au .

Die Gehalte des Buͤrgermeiſters , des Gemeinderech —
ners und des Rathsſchreibers , werden nach dem Umfange
der , in jeder Gemeinde , vorkommenden und ihnen obliegen⸗
den Geſchaͤfte , und nach dem Ertrag des Gemeindevermoͤ —

gens , von dem Gemeinderath , nach Zuſtimmung des Aus —

ſchuſſes und der Gemeinde , mit Vorbehalt der Staatsge⸗
nehmigung beſtimmt . Alle dieſe Gehalte muͤſſen aber kuͤnf⸗

‘tig in baarem Gelde geleiſtet , und es duͤrfen weder Natu —
ralien abgereicht , noch Grundſtuͤcke zur Benutzung gege —
ben werden ,
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Fünfter Titel .

Von dem Bürger - Auskehaffe
F . 42 .

In jeder Gemeinde beſteht ein oei wel⸗

cher von der Gemeinde durch Wahl ernannt wird , und aus

ebenſoviel Mitglieder beſteht , als der Gemeinderath . Die

Mitglieder des Ausſchuſſes muͤſſen zu einem Drittheile aus

den hochſtbeſteuerten , zu einem Drittheil aus den niederſtbe⸗

ſteuerten , und zu einem Drittheil aus jenen genommen

werden , welche ſich zwiſchen dem erſten und letzten Drit⸗

theil in der Mitte befinden . Wenn bei der Theilung dieſer

Zahl durch 2 einer uͤbrigbleibt , ſo muß dieſes Mitglied

aus der mittlern Klaſſe genommen werden , bleiben zwei

uͤbrig, ſo wird von dieſen beiden einer aus der Klaſſe der

hoͤchſtbeſteuerten , und einer aus der Klaſſeder niederſtbeſteu⸗
erten genommen .

§. 43 .

Wahlberechtigt ſind alle Gemeindsbuͤrger.
§. 44 .

Waͤhlbar ſind alle Gemeindsbuͤrger chriſtlicher Midis
; Ausgenommen find ?

a; Die Soldaten im activen Dienſt .

b. Die Minderjaͤhrige und Entmündigte.
c Diejenigen , welche mit einem Mitgliede des Gemein⸗

deraths , und ebenſo mit einem Mitgliede des Augs

ſchuſſes in aufſteigender oder abſteigender Linie , oder

im erſten oder zweiten Grade der SeitenLinie ver⸗

wandt oder verſchwaͤgert find . Hiernach koͤnnen nicht

zu gleicher Zeit im Rathe und Ausſchuſſe , oder im

Ausſchuſſe allein ſitzen ,
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Vater und Gopr ,
Großvater und Enkel ,

Schwiegervater und Tochtermann ,
Großſchwiegervater und Enkelmann ,

Bruder und Schwager .
Ein gleiches gilt auch von Ebrmännerit nod lebender

Schweſtern .
d . Alle in Gant Gerathene , inſofern ſie vom Gantrichter

fuͤr ſchuldig und ſtrafbar erklaͤrt , und nicht wieder in

der Folge befaͤhigt worden.
e.Ale des Leſens und Schreibens Unkundige .

PAON

Das Amt eines Mitgliedes des Ausſchuſſes dauert 6

Jahre . Derſelbe Sen fi ” alle 2 ar zu dinem
Drit :

theile . Mi

§. 46.

Der Gewaͤhlte muß die Stelle eines Ausſchußgliedes
auf 6 Jahre uͤbernehmen . Nur ein ausgetretenes Mitglied
des Ausſchuſſes , welches waͤhrend der regelmaͤßigen Zeit
von 6 Jahren , oder wenigſtens als eintretender Erſatz —
mann úber 3 Jahre diefe Stelle fhon verfehen hat , fann

erft nah Verfluß einer Zwiſchenzeit von 6 Jahren angehal⸗
ten werden , die wieder auf ihn rt Wahl als Aus⸗

Si Aa e

§. 47.
Toe Ausſchuß if Feine unmittelbar an der Verwal⸗

tung Theil nehmende Verſtaͤrkung des Gemeinderaths , ſon —

dern eine die Handlungen des Gemeinderaths controllirende

beſondere Stelle . Daher moͤgen zwar Gemeinderath und

—

—

—
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Ausſchuß die Gegenſtaͤnde gemeinſchaftlich verhandeln und

berathen , aber die Schlußfaſſungen muͤſſen von jeder Stelle
nach der Stimmenmehrheit beſonders geſchehen . Eine Zu⸗

ſammenwerfung und Durchzaͤhlung aller Stimmen des Ge⸗

meinderaths und Ausſchuſſes hat nicht ſtatt .

Nur in den , durch das Geſetz ausdrücklich angegebe⸗

nen Faͤllen, ſind die Handlungen des Gemeinderaths , an die

Zuſtimmung des Ausſchuſſes gebunden . In dieſen Faͤllen
wird der Schluß des Gemeinderaths nur dann guͤltig, wenn

er von dem Ausſchuß„durch einen nach der Stimmenmehr⸗

peit gefaßten beſondern Beſchluß , genehmigt wird , und ſo —

ferne die Geſetze in dem gegebenen Fall nicht überbieß die

Zuſtimmung der Gemeinde⸗Verſammlung oder Staatsge ,

nehmigung erfordern .
Uebrigens ſollen die Geſchaͤftezwiſchen dem Gemeinde⸗

rath und Ausſchuß immer nur muͤndlich verhandelt werden ,

und kein Schriftenwechſel ſtatt haben .

y Aan

Faolgende auf die Verwaltung des Gemeinde Vermö⸗
gens ſich beziehende Handlungen des Gemeinderathes ſind

an die Zuſtimmung des Ausſchuſſes gebunden , und der

Ausſchuß kann in Betreff derſelben die Beſchluͤſſe des Ge⸗

meinderaths genehmigen oder verwerfen , mit Vorbehalt der

Zuſtimmung der Gemeinde und der Staatsgenehmigung , wo

dieſe nach dem Geſetze erforderlich ſind :

1. Beſchluͤſſe zu Fuͤhrung von Rechtsſtreiten auf Koſten

der Gemeinde , und zu Eingehung von Vergleichen .

2. Veraͤuſſerung von Gemeinde- Eigenthum.

3. Kapital - Aufnahmenund Verpfaͤndung der Gemeinds⸗

guͤter.
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`
angeborne Búrgerredjt ,

28

aks ‘Oelbantehen, Yei

5 . Beſchluſſe úber bie Vorfrage , ob Gemeinde;Eigenthum
verpachtet werden ſoll .

6. Wirkliche Werpachtung ohne öffentliche Verſteigerung.
K y; Erwerbung von Gemeindsgut auf läſtige Sonop

8 . Aufführung neuer Bauten.

9 . Vornahme von Hauptreparationen .

10 . Abſchluß a Yieferungs Contacten . . i

NEL Beſorgung o Cinquartierungs >? und Frohndweſens .

12 . Errichtung neuer ſtändiger und unſtändigerGemeinde⸗
dienſte , und Beſtimmung der damit verbundenen

Gehalte.
Ei Afe umlagen , und die Aufſtellung von Bedüurfnißß⸗

Etats und Schuldentilgungs - Planen .

24 . Cinführung von Octroi , Gefäͤllen.
15 . Abgangs⸗„Decreturen úber

SWRatutzeßzen
zur Ge⸗

meindscaſſe .

16 . Geſchenke und Remurerationen.
17 . Umaͤnderung in ber Cultur des Ganini auti,
18. Die auf TERE Cefai o habende Be⸗

ſchluͤſſe . *

19 . Erledigung der EPONE AAA nate
§. 49 .

Mit dem Gemeinderath verleiht der Ausſchuß das nicht

Y

g
fÅ
A1
i1
$.

aT

EA

ET

T

———

—



§. 5o,

Die Stellen der Mitglieder des Ausſchuſſes find Eh -

renſtellen , ſie erhalten keine ſtaͤndige Gehalte oder Entſchaͤ⸗
digungen , ſondern blos taxordnungsmaͤßige Gebuͤhren fúr

pel auſſer dem Wohnorte .

Sechster Titel .

| Von der Gemeinde - Verfammlung .
| : § 5n

|
een

Die Verſammlung der Gemeinde mußſtatt anen

1. In allen Faͤllen , in welchen Kraft eines Geſetzes odet

Kraft einer Verordnung der Staatsbehoͤrde , eine öf⸗

fentlicheVerkuͤndung an die Gemeinde geſchehen mufe

2. Wenn die Vornahme einer oͤffentlichen Handlung an

die Einwilligung der Gemeinde durch die Geſetze ge⸗

bunden iſt .

3. Wenn die Staatsbehoͤrde die Birammting’ iti Bers
nehmung Ber Gemeinde anordnet .

der oben §. 48. verzeichneten Gegenſtaͤnde , ich wider⸗

ſprechende Beſchluͤſſe gefaßt haben .

5 . Wenn der Ausſchuß oder eine Zahl von ſo viel Ge—

meindsgliedern , als der Gemeinderath und Ausſchuß

betraͤgt , uͤber irgend einen Gegenſtand , welcher jedoch

auf Gemeinds - Angelegenheiten Bezug Haben muf , die

Verſammlung der Gemeinde verlangt , insbeſondere zu

Diir

o

f 4 . Wenn der Gemeinderath und der Ausſchuß , uber<
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dem Zwecke , wenn im Namen und aus Auftrag der

Gemeinde , eine Vorſtellung an Uns , an die Staͤnde⸗
verſammlung , oder an die raa POOR gerichtet

werden fol .

Die Berfammtung der Gemeinde Fann fatt finden j
wenn der Gemeinderath es fuͤr noͤthig und zweckmaͤßig er⸗

achtet , die Meinung der Gemeinde zu vernehmen .

§. 52 .

Der Buͤrgermeiſter , oder ſein Stellvertreter ), hat allein
das Recht , die Gemeinde zu verſammeln , wo das Geſetz
nicht eine Ausnahme macht . Er iſt ſchuldig , dieſes Recht

auszuuͤben , wenn die Staats - Behoͤrde es beſiehlt , oder der

Gemeinderath es beſchließt . Feder andere , melher die Gez

meinde verſammelt , und diejenigen , welche daran Theil

nehmen , verfallen in die Strafe der F
miyanien und

Siin der
arteren Ruhe . ; i

0. 53 ,

Auf die ſchriftliche von ebenſoviel Mitgliedern der Ge —

meinde , als der Gemeinderath und der Ausſchuß ſtark iſt ,

unterzeichnete Anzeige bei dem Bezirksamte , daß ſie die

Beſchwerde gegen die Amtsfuͤhrung und Verwaltung des

Buͤrgermeiſters , oder des Gemeinderaths , oder des Aus⸗

ſchuſſes , zu fuͤhren haͤtten, und auf ihre weitere Bitte , die

Gemeinde zu vernehmen , ob ſie dieſe Beſchwerden , als Ges

meinds⸗Beſchwerde , betrachtet und unterſucht wiſſen wolle ,
hat das Bezirksamt die Gemeinde verſammeln zu laſſen ,
und in Abweſenheit derer , gegen welche die Beſchwerde ge⸗—
richtet iſt , zu vernehmen .

§. 54.
Auſſer zu ſolchen An

den pemsindevafh
oder an das

E

S

e

——
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Bezirksamt gerichteten Vorſtellungen , iſt alles oͤffentliche

und heimliche Sammeln von Stimmen und Unterſchriften ,

zu andern Beſchwerden in Gemeinds⸗Angelegenheiten bi
Strafe

I

Zu der Ginisten eines GemeindeVeſchluſſes wird
erfordert ;

1. baß fåmmtlihe Mitglieder auf die in jeder Gemeinde

gewoͤhnliche Weiſe zu der Gemeinde - Verſammlung eint

geladen werden , daß

Wenigftens zwei Drittheil bavon R fnd ,

3, daf unter viefen Ctfhienenen
b

bdie relative Mehrheit
d

ber
Stimmen , ſich uͤber eine Meinung entſchieden hat ,

wenn nicht die Geſetze eine groͤßere als blog relative

Stimmenmehrheit erfordern . Abweſende koͤnnen ſich

durch Bevollmaͤchtigte nicht vertreten laſſen ; die Mit⸗

glieder des Gemeinderaths ſtimmen mit . Der Bur⸗

germeiſter ſtimmt , wenn er den Vorſitz fuͤhrt , nur

bei vorhandener Stimmengleichheit . Die Gemeinden

duͤrfen , mit Genehmigung der Staatsbehoͤrde , eigene

geſetzliche Strafbeſtimmungen aufſtellen, fuͤr diejenigen

Bürger , welche fih auf die ergangene Einladungen

bei den GemeindeVerſammlungen nicht einfinden .
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Siebenter Titel .

~ Won den perſonlichen Rechten und Pflichten der

Gemeindeglieder .

FC. 56 .

Jedes Mitglied einer Gemeinde iſt zu dem Genuß al⸗

ler öffentlichen Anſtalten, diejenige ausgenommen, welche
eine ausſchließende Beſtimmung haben , in ſolcher berechtigt ,

ſo wie zum Betrieb eines jeden Gewerbs, nach Vorſchrift
der Geſetze und

C bg S

Jedes Gemeinde - Mitglied Hat an- alen oliben
Laſten , welche in der Gemeinde vorkommen , mitzutragen ,

Ausgenommen find:
X Die Pigman

2. Alle , welche das 65te Jahr erreicht haben .

3 . Diejenigen , welche ſchon fruͤher wegen Kraͤnklichkeit

ihr Vermoͤgen uͤbergeben , und jedem eigene Gewerbe

entſagt haben , inſofern ſie nicht maͤnnliche Dienſtbo⸗
ten halten .

4 . Alle Wittwen , auſſer obigen Faͤllen auch noch weiter ,

wenn ſie keinen dienſtfaͤhigen Sohn , poeg Feinen maͤnn⸗

lichen Dienſtboten haben .

6. Alle Soldaten , waͤhrend der Dienſtzeit .

—

—

mai



PeR

S

ES

O

EES
# )

uAchter Tite . .

Vom Gemeinde⸗Vermoͤgen .

F. 568.

Alles Gemeinde - Vermoͤgen , es mag in Kapitalien ,
Renten , Guͤlten und Gefaͤllen , in Berechtigungen , in

Gebaͤuden, Guͤtern und Waldungen beſtehen ; es mag einen

Ertrag abwerfen oder nicht , und in erſtem Falle mag ſolcher

unmittelbar in die Gemeindskaſſe fließen , oder einſtweilen
den einzelnen Gemeindsbürgern oder einer Klaſſe der

Gemeindsbuͤrger , zum Genuße zugewieſen ſeyn , iſt ein

Eigenthum der Geſammtheit der dermaligen und zu⸗

kuͤnftigen Gemeindebuͤrger .

§. 59 .

Der Ertrag des Gemeinde - Vermöͤgens iſt zur Beſtrei⸗
tung der nothwendigen und nuͤtzlichen Gemeinde - Beduͤrfniſſe

beſtimmt .

§. 60 .

In Bezug auf das Gemeinde - Vermoͤgen können die

Gemeinden ale Rechte ausuͤben , und alle Verbindlichkeiten

eingehen , welche die buͤrgerlichen Geſetze den Privaten ger

ſtatten , inſofern nicht beſondere Geſetze bei den Gemeinden
eine Ausnahme gemacht haben . Jedoch ſteht ihnen

das Recht der Wiedereinſetzung in vorigen

Stand , in ebendemſelben Maaße , wie den

Minderjährigen , zu .

§. is

Der Gemeinderath verwaltet das Vermoͤgen der Ge⸗
meinde ; er iſt verpflichtet fuͤr die Erhaltung deſſelben , fuͤr

8 —



moͤglichſte Erhbhung und Vermehrung 88
Cutrags

und fúr

alle thunliche Erſparniſſe zu ſorgen. 8

§. 62.

Saumſeligkeit in Eintteibung der Gemeinde- Ausſtände ,

begründet Erſatzpflicht fuͤr den Verrechner . Saumſeligkeit

in der Unterſtuͤtzung des Rechners Higehene
gleiche Ver⸗

Are EDden a aat
E

; Alle Zehrungen auf den Ertrag des Geiwelnde? Bä⸗
dia find verboten . Diejenigen , welche Zehrungen ans

gewieſen haben , ſind zum vierfachen Erſatz des zu dieſem

Zwecke aus dem Gemeinde - Einkommen Bezahlten in die

Gemeindskaſſe verbunden . Daſſelbe gilt auch von

Verehrungen und Geſchenken, wenn ſie nicht

mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes , und mit

Staatsbewilligung gemacht worden ſind . In

dringenden Fäͤllen genuͤgt ſtatt der Staats⸗

Bewilligung die gleichzeitige Anzeige unter

Anführung der Gründe.

F . 64 .

‘Die Waldungen der Gemeinden und ihrer Siiſtungeñ
unterliegen den allgemeinenForſtgeſetzten und der ſpeziellen
Beforſterung durch die aufgeſtellten Forſtbehoͤrden . Solchen

Gemeinden , deren Gemeindswaldungen uͤber 2000 Morgen
“betragen ſoll auf ihr Anſuchen geſtattet werden , einen ei⸗

genen, jedoch in allen Gegenden des techniſchen Forſtbetriebs ,

dem betreffenden Forſtamte untergeordneten Revierfoͤrſter

aufzuſtellen , welcher von dem Gemeinderath gewaͤhlt, und

von der Oberforſtbehörde gepruͤft und beftårigt wird . Jenen
`

Gemeinden, welche 600⁰0 Morgen Waldungenbeſitzen, wird
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unter gleicher Bedingung geſtattet , eigene , nur den obern

Forſtbehörden
uarergeor onge Forft: Snfpectören aufzuſtellen .

F. 65 .

Der von der Gemeinde zu beſtreitende Aufwand be⸗

zicht ſich entweder aüf gewöͤhnliche Gemeindsbeduͤrfniſſe, zu
welchen nur die Gemeindebürger beitragen , oder auf Gez

markungs⸗ Beduͤrfniſſe, zu welchen ein jeder Beſitzer eines

ſteuerbaren Objekts in der Gemarkung beizutragen hat . Die

bei den Gemeinden vorkommende Aufwandsgegenſtaͤnde ge⸗

hoͤren in der Regel in die erſte Klaſſe; ausgenommen ſind ,
und werden zu den Gemarkungs⸗ gezählt, die

im $: 66;
Benannte Gattungen

$: 66 .

Gemarkungs⸗Bedürfniſſe finds

. Kriegskoſten , infofern folche auf den Gemein⸗

den , und nicht auf Einzelnen haften , nach⸗

beſondern Geſethen⸗

b. Die in Ermahglung beſondererBaupflichten , oder bei

Ermanglung ortskirchlichen Vermoͤgens , dem Kirch⸗

ſpiel obliegende Baulichkeiten .

6 . Koſten für den Damm und Flußbau , fuͤr Weg⸗ und

Brückenbau auſſerhalb des Orts , ſoweit ſolche nicht

zum Ausſchlag auf dag Rand fh eignen:

d. Koſten für andere , nach erhaltener Staatsgenehmigung,
angeordnete Unternehmungen, wodurch die Abwendung

eines beſondern Nachtheils , oder die Erzielung eines

beſondern Vortheils allen Gemarkungsgenoſfen zu ſtat⸗

ten kommt . In Faͤllen dieſer Art kann die Umlage
auch nur auf einen Theil der Gemarkungsgenoſſen in⸗

a



ſoferne geſchehen, als die unternehmung nur pinen
Theil IE zu Statten kommt .

$..67.
Die Deckung der Oomands,Bedirfuiſe geſchieht nach

folgendenGründſätzen :
Apk

1. Vor allem müß AR der Ertrag des Gemeinde : Ciz

genthums , und die in die Gemeinde - Kaſſe Mpe

baare Einnahme verwendet werden ; j

Tae Sind dieſe Einnahmen nicht hinreichend , fo kann von

dem Gemeinderath , mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes ,
auf die einzelnen Gemeindebuͤrger , welche ' als ſolche ,

Gemmeinds⸗Eigenthum im Genuß haben , oder ein Er —

traͤgkiches daraus ziehen , ein verhältnißmäßiger
Bei⸗

trag umgelegt werden .

3 . Wird eine ſolche beſondere Auflage auf den Buͤrgerge⸗

nuß nicht beſchloſſen, oder reicht dieſelbe ebenfalls nicht

zu , ſo wird das Fehlende auf alle Gemeinde⸗

glieder , nacheadem directen Steuer - Kapital umge —

legt . Die Beſoldungsguͤter der Geiſtlichen und Schul —

lehrer bleiben jedoch von dieſer Umlage , auch in dem

Falle frei , wenn dieſe zugleich Gemeindebuͤrger ſind .

Diejenigen ſteuerbaren Objekte , welche bei Verkuͤndung

des gegenwaͤrtigen Geſetzes im Beſitze von Gemeinds⸗

buͤrgern ſind , werden in Zukunft zu den Umlagen zur

Deckung der . Gemeindsbedürfniſſe auch in dem Falle

beigezogen , wenn ſie in der Folge an Ausmaͤrker oder

an Einwohner , die nicht Gemeindebuͤrger ſi ſind , uͤber⸗

gehen. Steuerbare Objekte , welche Stan⸗

des⸗ Grundherrn , Geiſtliche und Schulleh —⸗

rer , die zwei letztgenannten , als Pfruͤnd⸗

genießer , dermalen inne haben , werden



dann zu Gemeindslaſten beigezogen , wenn

ſie an Gemeindsbürger eigenthümlich

uͤbergehen .
A

§. 68 .

Sowohl jaͤhrlich vorkommende , als auſferordentliche
Ausgaben , welche ausſchließend einer gewiſſen Klaſſe von

Eigenthum und Eigenthümern , wie den Hans , Wiefen +
und Wald Cigenthümern , oder einem gewiffen Diftritte

zum Vortheil gereichen , und welche von ſolcher Bedeutung

ſind , daß eine beſondere Erhebung der dazu noͤthigen Bei⸗

traͤge , und eine von der Gemeinds - Rechnung getrennte Ver⸗

rechnung derſelben ausführbar wird , muͤſſen jederzeit , ſtatt

der Beſtreitung aus der Gemeindekaſſe auf die dabei Bethei⸗

ligten beſonders , nach dem Steuer - Kapital jenes Eigen⸗

thums derſelben , welchen der Aufwand zu ſtatten kommt ,

erhoben und beſonders verrechnet werden .

F . 69 .

Die Gemarkungs - Bedürfniſſe werden ausſchließlich

durch Umlagen beſtritten , wozu nach dem direkten Steuer⸗

Kapital alle ſteuerbaren Objekte der Gemarkung , ohne Ruͤck⸗

ſicht auf die perſönliche Eigenſchaften des Beſitzers , beige⸗

zogen werden , jedochduͤrfen den Geiſtlichen und den Schul⸗

lehrern , auch dürch Beitraͤge zu dieſen Beduͤrfniſſen, dieje⸗

nigen Theile ihrer Beſoldungen , welche nach den beſtehen⸗

den Geſetzen und Ordnungen ihrer Commpetenz bilden , nicht

geſchmaͤlert werden .

§. 70 .

Wenn fuͤr GemarkungsBeduͤrfniſſe Umlagen zu machen ,

ſind , ſo muͤſſen die Einwohner , welche nicht Gemeindebür⸗

ger ſind , eingeladen werden , zu den Berathungen des Ge⸗



meinderaths und des Ausſchuſſes Deputirte anzuordnen,
welche dabei entſcheidende Stimmen haben , und der Zahl

nach , zu dem Ausſchuß in demſelben Verhaͤltniſſe ſtehen

ſollen , wie dieſer ſelbſt zu der Buͤrgerſchaft . Jedenfalls

aber muß , zu Wahrung des Intereſſens dieſer Einwohner,
wenigſtens einer derſelben eingeladen werden,

In gtundhertlichen Orten iſt der Bedärß
niß⸗Etat , bevor er dem Amt vorgelegt wird ,

dem Grundherrn oder ſeinem Diener , ( Rent⸗
beamten - Verwalter ) zur Einſicht mitzutheilen ,
wenn niht vorgezogen wird , Fen legtern guy

Peterkuny een einzuladen .

§. 71.

Das naͤmliche, was wegen der nicht bärgerlichen Cim
: uhia fo eben geſagt worden , gilt auh von den Iſraeli⸗

ten , von welchen in den öbigen Sålen, und bei einer jeder

fie betreffenden neuen Umlage , in demſelben Verhaͤlmiſſe ,
eine Depulkakion zuzulaſſen iſt .

§. 72 .

Die Gemeinden köͤnnen mit Genehmigung der Staats⸗

behöͤrden unter ſich , auch úber einen - andern Umlagsfuß,
als den des directen Steuerkapitels , uͤbereinkommen, wenn

wenigſtens zwei Drittheil aller ſtimmfaͤhigen Mitgliederdet
Gemeinde dazu einwilligen . ;

Şe s3:
?

i

Die zu öffentlichen Gemeinds⸗Unternehmungen und

Anlagen erforderlichen Fuhren und Handarbeiten , die niht
eine handwerksmaͤßige oder höhere Kunſt erfordern , auch

Botengaͤnge , die nicht uͤber zwei Stunden Wegs gehen ,
ſollen , inſoferne kein Dritter Kraft Rechts⸗ ( Be⸗



a

laſtungs⸗ ) Titels , ſolche auf ſeine Koſten zu leiſten þat 1

durch Gemeindsfrohnden verrichtet werden .

§. JA·

Alle Frohnden , ſowohl die Hand als die Spann⸗

Frohnden , muͤſſen in der Regel von denen dazu Pflichtigen

geleiſtet werden . Es iſt jedoch denen Gemeinden geſtattet ,

die Natural⸗Frohnden, mit Beſtaͤtigung der Staatsbehöͤrde ,

zu taxiren , und den Betrag , wenn die Frohnden zu denen

Gemeindsbeduͤrfniſſen zu leiſten ſind , nach denen in dem

. x 67. aufgeſtellten Regeln , wenn fie aber . wegen eines Ge⸗

markungs Bedürfniſſes erforderlich ſind , nach den Regeln
des §. 69 . umzulegen , ſo daß die Frohndpflichtigen die

Frohnden zwar in Natur zu leiſten haben , jedoch die tarirte

Entſchaͤdigung erhalten .

Zu einem Gemeindebeſchluß dieſer Art werden zwei

Drittheil der Stimmen erfordert .

Wo Standesherrn in einer Gemarkung

begútert find ; da treten in Anſehung der Fuhre⸗
frohndleiſtungen folgende beſondere Beſtim⸗

mungen ein :

Der ſtandesberrliche Beitrag beſtimmt ſich

aus dem Verhältniß des zum eigenen Wirth⸗

ſchaftsbetrieb erforderten , oder vom Pachter

gehaltenen F zu denuͤbrigen

in dem betreffenden Orte , und muß der Orts⸗

vorſtand dem Rentamte auf Verlangen hier⸗

über einen Ausweiß vorlegen . BVon der Stan⸗

desherrſchaft und ihren Pächtern haͤngt es ab,
ihr hiernach ausgeſchriebenes Fuhr⸗Quantum

durch eigene Naturalleiſtung zu verrichten

oder im Accord verrichten gu laſſen , und ſie
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it bna rken a Hber
kommen , nicht ſchuldig , an den Accorden
o der Bergutungstaxen der Gemeinde amþpeilzunebpmen ;

§ . 75 .

Octroi⸗Gefaͤlle, zu welchen alle Abgaben auf Gron
ſtaͤnde des Verbrauchs , alle Thorſperren - , Straßen - , Bruͤ⸗

Čens und Pflaſter - Gelder , die Markt - und Stundgelder /
die Waag⸗ und Lagerhausgebuͤhren gerechnet werden , fin
nen nur inf Wege der Geſetzgebung neu

bewillgt werden;$
und hiezu wird erfordert :

: a. Die Zuſtimmung des Ausſchuſſes.
b. Die Verwendung zu beſtimmten gewiſſen Zwecken .

c . Die Nachwelzung über die Nothwendigkeit des Zwecks .

d. Die Nachweißung uͤber die Unzulaͤnglichkeit des ordent⸗
lichen Gemeinde⸗ Einkommens.

e Die Auswahl ſolcher Gegenſtaͤnde, auf welche bieſe
Art von Beſteuerung am wenigſten drückt .

TE Die Beſchränkung auf eine gewiſſe Zeit , nach deren

Verlauf die Octroi Bewilligung erloͤſcht, wenn ſie
nicht im Wege der Geſetzgebung erneuert wird . Von
dieſer Erneuerung ſind diejenigen Ottroi - Gefaͤlle aus⸗

genommen , welche bereits unbedingt und ohne Be⸗

ſchraͤnkung , auf eine gewiſſe Zeit genehmigt worden .
Die Vorſchriften der §. §. 70 . und 71 . ſind auh auf
dieſen Sal annendbat,

F. 76. 4

Die Gemeinds- Ueberſchuͤſſe , das iſt derjenige Betrag ,



ál

des in die Gemcindstaffe flicfenden Cinfommeng , von dem
nicht zur Benutzung der uͤbrigen Buͤrger vertheilten Gemeinde⸗
Vermoͤgen , welcher nach Beſtreitung ſaͤmmtlicher gewoͤhn⸗
licher Gemeinds - Beduürfniſſe uͤbrig bleibt , folen , der Res

„ gel nach , zu Kapital angelegt werden , Eine andere Ver⸗

wendung hat nur ſtatt , mit Zuſtimmung der Gemeinde und

mit Staatsgenehmigung .

a SAI

Die Art und die Größe des Buͤrgergenuſſes richtet ſich
nach dem dermaligen Zuſtande , und kann nur mit Einwil⸗
ligung der Gemeinde abgeaͤndert werden , koferi eine ſolche

Aenderung nicht eine nothwendige Folge der verminderten
Ertragsfaͤhigkeit des Gemeindeguts , oder einer geſetzlichen

Nothwendigkeit iſt .
§. 78 .

Sind die zum Genuß hingegebenen Grundſtüucke bereits

vertheilt , und werden ſie in beſtimmten Theilen benutzt, ſo

hat es dabei ſein Verbleiben . Soll aber die Vertheilung

kuͤnftig geſehen , ſo muß , wenn ſich die Genußberechtigten

nicht einſtimmig auf einen andern Theilungsfuß vereinigen ,

nach Köpfen und mittelſt Verlooſung getheilt werden ; aus⸗

gam wenn der Antheil am Genuf vor . der Theilung

urd einen Vertrag, oder durch ein rechtskraͤftiges gerichtli⸗
a Urtheil , oder durch zum Bollzug gekommene Admini⸗

ſtrativ Beſcheide, oder durch Verjaͤhrung beſtimmt war ,

in welchen Faͤllen das Verhaͤltniß der bisherigen Genußan⸗

theile bei der Abtheilung zum Grunde gelegt werden muf .

§. 79.

Der Gemeinderath allein iſt ermächtiget p auf die Gez

meindskaſſe in Ausgabe und Einnahme zu decretiren , und

eine ſolche unmittelbare Deeretur ſteht Feiner : Staatsbehoͤrde
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zu . Gegen einen von der Staats - Behörde erfolgten Be —

fehl⸗zur vorzunehmenden Decretur eines einzelnen Betrags

aber , hat der Gemeinderath das Recht , und nah Um
ſtaͤnden die zu CBNEN und Bes

Thisrroth, EOY S rsi

§ . 80 .

Es bleibt dem Redne uͤberlaſſen , ſeine Rechnung

ſelbſt , oder durch einen andern zu ſtellen. Beſitzt er nicht

die dazu erforderliche Geſchicklichkeit , ſo iſt der Gemeinde -

rath befugt , die Rechnungsſtellung durch einen drittern zu
bewirken. Fuͤr die Stellung der Gemeinderechnung aber ,

iſi in jeder Gemeinde eine ſtaͤndige Belohnung durch den

Gemeinderath , nach Zuſtimmung des Ausſchuſſes und ein⸗

geholter Beſtaͤtigung der Staatsbehoͤrde , zu beſtimmen .

Neunter Zitek
Beſondere Beſtimmungen fùr die groͤ⸗

rai Staͤdte Les. Landes,
§. Gi .

Dieſe beſondern Beſtimmungen gelten :

nias Fuͤr die Staͤdte Roisrupey Mannheim i} Gritelterg
;

und Freiburge

b . Für diejenigen Staͤdte , welche das Recht haben , einen

oder mehrere Abgeordnete zur Staͤndeverſammlung zu

ſenden , wenn die Mehrheit der Siger ſich fuͤr die

Anwendung derſelben erklaͤrt .
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In CLetteff des Gemeinderathsgelten fúr die obigen

Staͤdte folgende naͤhere Beſtimmungen:

a. Die Baht: ber Mitglieder kann nach ber Grife der

Stadt , und nach dem Umfang der Geſchaͤfte , bis auf

15 mit Einſchluß des Buͤrgermeiſters , erhoͤht werden,

. Diejenigen Buͤrger, welche die Stelle eines Mitgliedes
des Gemeinderathes volle 6 Jahre hindurch bekleidet

haben , ſind nicht mehr ſchuldig , eine auf ſie gefal⸗

lene Wahl zum Gemeinderath oder Bürgermeiſter an⸗

zunehmen . E AP RE s
;

—4

C. Die Weiſungen ber Staatsbehörden ergehen in der

Regel nicht an den Burgermeiſter , ſondern an den

Gemeinderath , welcher in ſeinen Plenarſitzungen die

Befolgung anordnet , und uͤber alle Berichtserſtattun⸗

gen beſchließt . Nur in unaufſchieblich dringenden Faͤl⸗
len Fann ber Burgermeiſter fuͤr ſich handeln , muß

aber in der naͤchſten Sitzung den Gemeinderath in

Kenntniß ſetzen .

„ Den groͤßern Staͤdten iſt verſtattet , eigene Gemeinde⸗

rechner azzuſtellen , welche nicht Mitglieder der Bür⸗

gerſchaft ſind ; nach 6 Jahren können dieſelbe lebens⸗

laͤnglich angeſtellt werden .

e . Serner ift den größernStaͤdtenverſtattet, eigene Raths⸗
Conſulenten anzuſtellen , aus der Zahl der fuͤr ſolche

Geſchaͤfte vom Staate als befaͤhigt erklaͤtten Perſonen ,

und zwar gleich anfaͤnglich auf lebenslang , oder auf

eine beſtimmte Zahl von Jahren . Der Raths s Con :

ſulent wird von dem groͤßern Ausſchuſſe ernannt , und

bat die Geſchaͤfte der Rathsſchreiberei , und insbeſon⸗

dexe alle diejenigen Verrichtungen zu beſorgen , welche
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in Beziehung auf die Ausübung der willkurlichen Ges

richtsbarkeit den Gemeinden durch das gegenwaͤrtige
Geſetz übertragen ſind , oder noch uͤbertragen werden .

k. Der Gemeinderath der groͤßern Staͤdte darf fuͤr bið
Verwaltung einzelner Geſchaͤftszweige beſondere Depu⸗

tirten aufſtellen , welche in der Regel aus 3 Mitglie⸗
dern des Gemeinderathes beſtehen ſollen , und alle 2

Jahre ſich neuerlich bilden. I iig

§ . 83 .

Sote beſondere Deputationen können aufgeſtelt!werden :
a . Für die den Gemeinden nach §. 17 zuſtehende Polizey⸗

Verwaltung , unter dem Vorſitze des Buͤrgermeiſteys,
und mit Zuziehung des Bezirksarztes . Mit dieſer Depu⸗

dation kann auch die Armen⸗ „Commiſſion verbunden
werben, unter Beizug der Ortsgeiſtlichen .

b , Fur die buͤrgerliche und Straf⸗ Rechtspflege §. 1 / IV .
V. unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters , oder ſeines
Stellvertreters , und mit Beizug des Raths + Com

ſulenten .

o,Fuͤr die Geſchaͤfte der Rechts ⸗Polizey nach §. 17 III ;
zu dieſer Deputation gehoͤrt in jedem Fall der Raths⸗
Conſulent , auh fann der Húrgermeifter derfelben beiz

wohnen , und fuͤhrt in dieſem Fall den Vorſitz . x

d . Fuͤr die laufenden Geſchaͤfte der ſtaͤdtiſchen Oekonomie
und der Zettel Decreturen , unter dem Vorſitze des

Buͤrgermeiſters; zu dieſer Deputation koͤnnen auch 2

Mitglieder des kleinen Ausſchuſſes beigegeben werden,
welche in dieſem Falle alle 2 Jahre wechſeln .

§. 84.

Eine beſondereObliegenheit des Bürgermeiſters iſt ,
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die Controlle aller Ausfertigungen der Auszuͤge aus den

Grund - und Pfandbüchern , und aller hieruͤber ausgeſtellten

Urkunden . Er haftet gemeinſchaftlich mit dem Raths - Cons

ſulenten fur Gleichformigkeit des A in den Diten
mit den Alsfertigungen.

§. g5. ;

Es beſteht in den groͤßern Stauͤdten ein doppelter Yus ;

ſchuß ; ein kleinerer und ein groͤßerer, inſoferne die Staͤdte
die Einführung des groͤßern Auſchuſſes nach Stimmenmehr⸗
heit wuͤnſchen . Der kleinere iſt das , was der Ausſchuß in

den übrigen Gemeinden , und hat ganz dieſelben Verrichtun⸗

gen , Waͤhlbar ſind in denſelben , alle Gemeindebuͤrger ohne

Unterſchied der Religion , mit den im EEk feſtgeſetzten
Ausnahmen . Der groͤßere Ausſchuß hat in allen Angelegen⸗
heiten , welche ſich nicht auf die Wahr deg Buͤrgermeiſters,
Gemeinderaths und kleineren Ausſchuſſes , beziehen , an die

Stelle der Gemeinde - Verſammlungen zu treten , und mit

dieſen den naͤmlichen Wirkungskreis . Die Verhandlungen
des großern Ausſchuſſes ſollen oͤffentlich ſeyn .

§. 86. .

Der groͤßere Ausſchuß iſt dreimal ſo ſtark als der

kleinere . Er wird von der Buͤrgerſchaft gewaͤhlt . Wahlbe⸗

rechtigt und waͤhlbar ſind dabei alle elein
d ehiingge Aus⸗

genommen ſind von der Waͤhlbarkeit :
a Soldaten im activen Dienſt .

g Minderjåhrige und Entmuͤndete .

o. Alle in Gant Gerathene , inſoferne fie vom Gantrich⸗
ter fuͤr ſchuldig und ſtrafbar erklaͤrt , und nicht wieder

in der Folge befaͤhigt worden ſind .

Das Amt eines Mitgliedes des gröͤßernAusſchuſſes dau⸗
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ert ebenfalls 6 gabie, unb . alle 2 Jahre hat Itel auszutre⸗
ten. Der Ausgetretene iſt nicht verbunden, vor 6 Jahren
die Stelle wieder anzunehmen. Keiner kann Mitglied bei⸗

der Ausſchüſſe fegn, , und mwenn ein Mitglied des grogen
Ausſchuſſes in den kleinen Ausſchuß gewaͤhlt wird, fo muß

feineStelle i
imgroßen Ausſchußſogleichwieder eſetztwerden.

ar
Zu jtber Verſammlung des großen Unsſchuſttz ge⸗

bört auch der Gemeinderath und der. Feine Ausſchuß , und

die Stimmen aller werden durchgezahll.
§. 68.

Das Bezirksamt Hat den größern Ausſchuß zuver⸗

ſammeln , wenn von 3 Gliedern des Gemeinderathes gegen

den Buͤrgermeiſter , oder von 3 Glieder des großen Aus⸗

ſchuſſes gegen Buͤrgermeiſter und Gemeinderath , oder gegen

dieſen und den kleinen Ausſchuß , eine ſchriftliche mit Grün⸗

den belegte Beſchwerde erhoben wird . Die Angeſchuldig —

ten köͤnnen in ſolchen Faͤllen zu Der Verſammlung nicht
beigezogen werden⸗

$

6. bg.
DSa béh dpan. Staͤdten wird in der Regel keine Ge⸗

meindsfrohnd perſönlich geleiſtet . U ſolche Arbeiten wer⸗

den in Accord gegeben und bezahlt . Je nach dem Zwecke ,

wozu die Arbeit geleiſtet werden mußte , fallen die Ausla⸗

gen in die Rubrik der Gemeinds⸗ oder + Bez

Safri .
§. 90.

Cé Beibi der diaiiana unbenommen , in den Staͤd⸗

ten erſten Ranges fúr bie hoͤhere unddle Sicherheits 4 Polis
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gen Zweige der Polizey⸗ Verwaltung , wie fe § . 17 . II . 2

bis incl . 10 verzeichnet ſind , ſtehen auch in den

eeſten Ranges dem Gemeinderath zu .

Der Vorſtand , der von der Regierung in deeſen Süͤd⸗
ten aufgeſtellten Polizeybehöͤrde , iſt jedoch berechtigt , den

Sitzungen der ſtaͤdtiſchen Polizey z Deputation beizuwohnen ,

und in denſelben als der ihm Wießs Wſhen
den

Vorſitz zu fuͤhren.

Bepnter Titel

Beſonvere Beſtimmungen für Heineve
'

Ort ſchaften .

8 F. 91 . SRLSEn

In kleineren Gemeinden , welche aus weniger als 25

Buͤrger beſtehen , unterbleibt die Einfuͤhrung des Buͤrgeraus⸗

ſchuſſes , und an die Stelle derſelben tritt die Gemeinde⸗

Verſammlung .

§. 92 .

In Gemeinden , welche nicht 40 Buͤrger zaͤhlen, kann

die Adminiſtrativ⸗Mittelſtelle von den in den §. §. 25 und

44 ausgefprochenen Hinderniſſen der Waͤhlbarkeit in den Ge⸗

meinderath , und in den Ausſchuß wegen Verwandtſchaft

diſpenſiren .

§. 93 .

Kleine Ortſchaften , auf welche die Anwendung der in

bieſem Geſetze beſtimmte Verfaſſung Schwierigkeit findet ,
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finnen mit einem angrenzenden Orte , mit Beibehaltung eir
nes abgeſonderten Vermoͤgens , in Beziehung auf die im §.

17 . Nro . 1 bis V einſchließlich , genannten Rechte und

Pflichten zu einer Gemeinde , vereinigt werden . In dieſem

Falle bleibt es, den ſich in eine Gemeinde verbindenden Ort⸗

ſchaften uͤberlaſſen , mit Genehmigung der Staatsbehoͤrde ,

die naͤhern Beſtimmungen uͤber die Beſetzung der gemein⸗

ſchaftlichen Gemeindeſtellen , uͤber die Theilung der gemein⸗
ſchaftlichen und befondern Ausgaben , und úber die Verwal⸗

tung der beſondern Angelegenheiten eines jeden Orts , nach
denen Local⸗Verhaͤltniſſen unter ſich feſtzuſetzen .

§. 94 .

Wenn mehrere : Ortſchaften auf die in dem vorherge—

henden §. beſtimmte Weiſe ſich zu einer Gemeinde verbin⸗

den , ſo muß in den gemeinſchaftlichen Gemeinderath , und

in den gemeinſchaftlichenAusſchuß , aug jedem . der vereinigt

ten Ortſchaften , wenigſtens ein Mitglied genommen werden⸗

Entwurf



„ „

tranſitoriſchen Geſetzes zu dem Geſetz

uͤber bie

Gemeinde⸗Verfafſungg



Ludwig von Gottes Gnaden , Grof -
herzog zu Baden ꝛc. 2c .

Wi haben unter Zuſtimmung unſerer getteuen Staͤnde
Bome „ „ a

Das beiliegendeGeſetz über die Gemeinde⸗Verfaſſung ,
ſammt denen dazu erforderlichen Inſtructionen in Wirkſam⸗
Feit treten zu laſſen , jedoch - nup proviſoriſch auf 6 Jahre .

Wir verordnen daher :
S. 1 . Daß ſolches ſogleich , allen Gemeinden des Groß⸗

herzogthums mitgetheilt , und ſeinem ganzen Innhalt nach,
bekannt gemacht, auch vom erſten Juni d. J . in Vollzug
gebracht werden ſolle . PR :

Alle vordern Geſetze und Verordnungen , welche dem⸗
ſelben , entgegenſtehen , find - Für den ” beſtimmten Zeitraum
außer Wirkung

geſetzt .

§. 2. Die dermalen beſtehende Stadtraͤthe und Orts⸗
Gerichte , bilden den Gemeinde - Rath ihrer Gemeinden , die

ſeitherigen erſten Vorſteher , ſind Buͤrgermeiſter , nach denen
neuen geſetzlichen Beſtimmungen ihres Wirkungs - Kreiſes .

§. 3. Diejenigen Bürgermeiſter , Mitglieder der Gez
meinde⸗Raͤthe , ſo wie Gemeinde - Rechner und Rathsſchrei —
ber , welche dermalen in dieſe Dienſte foͤrmlich eingeſetzt
ſind , bleiben in dem Bezug des bisher genoſſenen ſtaͤndigen
Einkommens . Bei freiwilligem Austritt , einer Erledigung
durch den Tod , oder in Folge eines Erkenntniſſes ,wie auch
Verfuͤgung der berechtigten Berwaltungs⸗Behoͤrde , kann
die Gemeinde das ſtaͤndige Einkommen „ der Buͤrgermeiſter ,
Gemeinde⸗Rechner und Rathsſchreiber , nach §. 41 , unter
Genehmigung de Kreisdirektorii , fúr die Nachfolger res
guliren .
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F . Die freiwillige Dienſtniederlegung , der im §-z
genannten , ift geſtattet , mit det Ausnahme , daß aus de⸗

nen GemeindeRaͤthen dermalen nur Ftel , der nach §. 22

und 92 erforderlichen Zahl , austreten koͤnnen , und bei meb
reren das Loos entſcheiden ſoll .

§. 5. Jene Gemeinden , bei welchen dermalen über

die , bei dem Antritt des Buͤrgerrechts zu entrichtende Ge⸗

buͤhr, keine Norm vorhanden iſt , ſo wie jene , welche darinn

eine Aenderung verlangen , haben innerhalb 3 Monaten

vor Verkündung dieſes Geſetzes , die feſtzuſetzende Gebuͤhr
der Regierung ( Kreisdirektorium ) zur Genehmigung voraus
ſchlagen .

§. 6. Diejenige Beſtimmungen , welche in dieſem Ge⸗

feh uͤber die Gemeinde - Verfaſſung und dazu gehoͤrigen In⸗

ſtructionen , in Bezug auf die Verhaͤltniſſe der Standesherr⸗

ſchaften zu denen dazu gehdͤrigen Gemeinden , aufgenom⸗

men ſind , ſollen auch in denen fuͤrſtlichen Standes herrſchaf⸗
ten Leiningen , Loͤwenſtein und Salm , ſo wie in denen

graͤflichen von Leiningen ,in Anwendung gebracht werden .

§. 7. Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes uͤber die Ges

meinde - Verfaſſung , ſind dermalen noch nicht anwendbar ,
auf nachgenannte geſchloſſene Wald⸗Colonien , naͤmlich die

Herrenwies , die Hundsbach , die Bieberach und der Erb⸗

bersbrunn , die ſtaatsrechtliche Verhaͤltniſſe dieſer Colonien ,

ſollen durch ein beſonderes Geſetz regulirt werden , und bis

dahin in ihrem bisherigen Zuſtand verbleiben .

§. 8. Nach Umlauf von ſechs Jahren , ſoll ohne

jedoch die Wirkſamkeit zu ſuſpendiren , eine Reviſion

des erlaſſenen Geſetzes ſtatt finden , damit daſſelbe durch die

Reſultate der Erfahrungen des abgelaufenen Zeitraums , be⸗

reichert nach verfaſſungsgemaͤßen Formen , zu einem feſten

ſelbſtſtaͤndigen Geſetze erhoben , und damit dag Gemeinde :

D 2
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Weſen Unſers Großherzogthums fuͤr die Zukunft anbame,
ay geregelt werden koͤnne .

Das Miniſterium des Innern iſt mit dem Vollzug ,iie Unfers hoͤchſten Willens beauftragt , und hat die Kreis ;

direktorien und Aemter auch Oberaͤmter ausdruͤcklich anzu⸗

weiſen , daß ſie , die nach der Einfuͤhrung machende Erfah⸗
rungen ſammeln , und ſolche ſeiner Zeit an daſſelbe , oder

eine ernannt werdende Reviſions - Commiſſion einberichten.



Nachwei ſung
uͤber die, im neuen Entwurf des Geſetzes üͤber die Ge⸗

meinde⸗Verfaſſung und dem dazu gehoͤrigen tran⸗

ſitoriſchen Geſetz enthaltene Abweichungen .

1) Von der , von der II . Kammer beſchloſſenen Redaction ,
ad §. 7. Sind die von der II . Kammer beſchloſſenen Zuſaͤtze :

1 ) In Beziehung auf die Gewerbe bleibt es , bis . zur Ein⸗

fuͤhrung einer neuen Gewerbsordnung , bei den bis —

herigen Verordnungen und Obſervanzen .
2 ) Buͤrgergenuͤſſe kann eine Perſon nur in einer Gemar⸗

fung beziehen , ausgenommen ſolche , welche auf ei⸗

nem Gute haften ,

weggelaſſen werden z
ad §. 12 . iſt der Satz am Ende von den Worken:

| „ In grundherrlichen Orten “

aus denen Declarationen uͤber die Rechte der Grundherr⸗
lichkeit von 1824 , §. 13 und reſp . 9 entnommen .

ad 6. 14 . iſt der Zuſatz von den Worten

„ wenn nicht den “ bis
keiworben werden mug”

neu aufgenommen .
ad § . 17 - II . die Worte „unbeſchabet jeboch bis belegen
koͤnnen, “ x

ſind aus denen Declarationen uͤber die Rechte der Grund⸗

herrlichkeit von 1824 , §. . reſp . 5 entnommen .

ad §. 17. II . 4. nach dem Worte „Perſonals “ iſt zugeſetzt ,
„ mit Ausnahme der Foͤrſter und ihrer Gehuͤlfen , ſo⸗
ferne nicht die Bedingung des

$. ‘ Gys vorliegt, " ;

Ferner ſtatt des Satzes

ndie Waldfrevel “ bis „ gethaͤtigt “ —
iſt folgende veraͤnderte Faſſung eingetreten .

„ Die Thaͤtigung der Waldfrevel ſteht ihnen nicht zu. “
Die Ortsvorſtaͤnde haben aber ſolchen anzunehmen .

ad §. 17 . III . 4 .

Iſt neu zugeſetzt , von „ an Orten, “ bis zu „Grundherrn.“
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ad §. 17. IV . I .

Die Worte ſoweit nicht, bis
eintrifft ſind neu hin⸗

zugeſetzt .
„ Die mit Vorbehalt , bis rechtskraͤftig, “ ſind theils

aus der Redaction der erſten Kammer entnommen,
theils neu .

adl §. 17 , V. 2.

der letzte Satz von den Worten

„ Ueber dergleichen Uebertritte 1c . “

ift in Folge⸗ der Declarationen uͤber die Rechte der Stan⸗
des⸗

am Grundherrlichkeit aufgenommen worden.
ad §. 17 .V

ſtatt Us oa am Ende

Vorunterſuchungen anzuſtellen unter Beobachtung der
Vorſchriften , der peinlichen Gerichtsordnung iſt der

Satz von den Worten

„ ſoweit es mit der Pflicht der Erhaltung “ bis zum
Enbe , neu aufgenommen worden ,

al N o

Dieſer §. iſt von den Worten „ In denen grundherrli—
chen ehemals , bis zum Ende , zu Folge der

uͤber die Rechte der Grundherrlichkeit von 1824 , F. 1

reſp . 8, neu .

ad §. 28 . dieſer 6. lautete

„ das Amt des Buͤrgermeiſters und der Mitglieder
des Gemeinde - Raths , dauert 6 Jahre , jedoch iſt der

Austretende wieder waͤhlbar . Der Gemeinde⸗ z Nath erz

neuert ſich alle 2 Jahre um ztel ; und iſt der erſte Satz
neu gefaßt worden .

ad §. 29 ,

Statt „nsgeltotntnen find ” bis „uͤberſchritten haben,“
enthielt die fruͤhere Redaction .

Ausgenommen ſind und koͤnnen die Wahl ablehnen .
a . Dieienige Bürger , welche das boſte Lebensjahr igelegt haben .

„„„EEͤ—?T‚
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Die weitere Abaͤnderung betrifft nur die Faſſung .
ad §. 38 . iſt die von der zten Kammer nicht angenommene

Redaction der ften Kammer beibehalten worden .

ad §, 48, find die beigefehte betreffende Paragraphen , da per

ate Theil , in Inſtructionen
Mernenoen wurde , geſtri⸗

chen worden .

Ad Y, 58 . ift die Redaction der ait Sammer beibeholten
worden ,

ad §. 6o . hat man den Zuſatz der erſten Kammer beibe⸗

halten .
ad §. 63 . iſt ebenfalls der Beiſatz der erſten muen beibe⸗

halten , ſodann neu beigefuͤgt :
„ In dringenden Faͤllen “ bis „ der Gruͤnde . “

ad §. 66a wurde der Beiſatz der erſten Kammer erhalten .
ad F. 673 iſt die von Der aten Kammer ångenommene Re⸗

daction der iten Kammer unter Belaſſung der , von

ihr geſtrichenen Worte „auf alle Gemeinde - Glieder, “ er⸗

halten worden , der Anhang von den Worten :

„ Steuerbare Objecte ꝛc. “ big zum Ende , iſt neu .

ad F. 69. wurde ſtatt auſſerordentliche „ Gemarkungs “ geſetzt .
ad §. 70 . der letzte Satz , von den Worten „ In grundherr⸗

lichen Orten, “ iſt durch die Declarationen über die

Rechte der Grundherrlichkeit §. 10 . resp . 6. veranlaßt ,
und . neu ,

ad F. 74 . iſt geſetzt worden , werden 3 der Stimmen , ſtatt
wird abfolute Stimmenmehrheit .

Die Saͤtze „ wo Standesherrn ꝛc. “ bis zum Enbe ,
find durch die Declaration úber Die Rehte der Stanz
desherrlichkeit §. 67 . veranlaßt und neu .

In Anſehung des tranſitoriſchen Geſetzes :
ad §. 1. der Satz : Alle vordere Geſetze ꝛc. ift nen . .

ad §. 3. iſt nach denen Veraͤnderungen in dem Geſetz úber,
die Gemeinde z Berfaffung , abgeaͤndert.

ad §. 4. iſt nach dem fruͤheren § . . , jedoch mit veraͤnder

ter Faſſung .

ad F. 6. dieſer iſt als Folge der Dearann uͤber die

Rehte der Standes - und Grundherrlichkeiten und ei



ner nothwendigen Conformitaͤt in den ſtandesherrlichen
Bezirken zu betrachten , und neu . i T:

ad §. 7 . dieſes iſt der fruͤhere Gte §.
ad §, 8. dieſer iſt aus dem fruͤhern §. 7. entnommen .

II . Von der durch die erſte Kammer beſchloſſenen
Redaction .

ad §. 10a Wurde die neuefte Redaction der zten Kammer
beibehalten , i

ad §. 12 . der legte Sah von - den Worten : denjenigen Gez
meinde - Glieder ꝛc. “ wurde weggelaſſen .
Sodann v. ad §. 12 . II . C.

ad §. 14 . die Redaction der aten Kammer iſt beibehalten ;
ſodann v. ad §. 14 , II . C.

ad §. 17 . II . vid . ad §. 17 . II . d. II . C.

ad S. 17 . II . . , wurde die Redaction der aten Kammer
gewaͤhlt .

ad S. 17 . TE 4. Blieb die Redaction der zten Rammer .
ſodann v. ad §. 177 II . 4 . II . C.

ad §. 17 . III . 4. v. ad §. 17 . III , 4. II . C.
aN 1½ IV . I . V. àad §. 17 . IV . I . II . C.
ad §. 17 . V. 2. v. ad §. 17 . v. 2. II . C.
ad §. 17 ) V. 4 . V ad 9. 17 . v. 4. II . G.

26 . v. ad §. 26 . II . C. ;
28 . v. ad §. 28 , II . C.

29 . v. ad §. 29 . II . C.

. 45. þier blieb die Redaction der zten Rammer ,

48. , vid . ad §. 48 . II . C.

51 . wurde die Redaction der 2ten Kamer angenommen :
57 . ebenſo .
63 . v. ad §. 63 . II . C.

67 . v. ad §. 67 II . C.
68 . wurde die Redaction der aten Kammer angenommen ,
609 . ebenſo und vid . ad §. 69, II , C,

70 . v. ad §. 70 . der II . C.

74 . v. ad §. 74 . der II . C.

. 76 . wurde die Redaction der 2ten Kammer angenommen . :
.„ 86 . blieb die Redaction der I . Kammer .
Das tranſitoriſche Geſetz betreffend .

vidi ads N eL 3s A 6. 7/ 8, d. II . C.
1

Bemerkung :
Nur die Nachweiſungen uͤber Abaͤnderungen im Ge —

ſetzes - Entwurf , welche die Redaction der aten Kammer nicht
enthielt , ſind durch den Druck herausgehoben .
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